
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Satzung zur Durchführung von 
Berufungsverfahren an der  
Johann Wolfgang Goethe-
Universität Frankfurt am Main  
gem. Beschluss des Präsidiums 
vom 29.Januar 2008, des Hoch-
schulrates vom 04. März 2008 und 
des Senats vom 12. März 2008.  
 
 
 
Präambel   
 
In ihrem Hochschulentwicklungs-
plan 2001 formuliert die Johann 
Wolfgang Goethe-Universität als 
ihr zentrales Entwicklungsziel, „in 
Forschung und Lehre Spitzenleis-
tungen [zu] erbringen und eine 
Führungsposition in der Bildungs-
landschaft [zu] erreichen“. Zur Er-
reichung dieses Zieles stellt die Ge-
winnung herausragender akade-
mischer Forscher und Lehrer eine 
unverzichtbare Voraussetzung dar. 
Die Umwandlung der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität in 
eine Stiftung des öffentlichen 
Rechts wird zum Anlass genom-
men, das Berufungsverfahren fort-
zuentwickeln, mit dem Ziel, die 
Qualität der Berufungen zu si-
chern, die Verfahrenstransparenz 
zu erhöhen und die Konkurrenz-
fähigkeit der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität im internatio-
nalen Wettbewerb um die Rekru-
tierung der besten Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler aus 
aller Welt zu stärken. 
 
 
§ 1 
 
Vorbereitung der Besetzung von 
Professuren 
 
(1) Zur Vorbereitung der Beset-
zung von Professuren stimmen 
Fachbereich und Präsidium für  

 
 
einen Zeitraum von mindestens  
drei Jahren eine Berufungspla- 
nung ab. Dabei sind die strategi- 
sche Entwicklung der Universität  
wie auch des Fachbereichs ein-
schließlich der Strukturpläne und 
Zielvereinbarungen, die Verfüg-
barkeit qualifizierter Kandidat/in-
nen sowie die vorhandenen finan-
ziellen Mittel zu berücksichtigen 
und der Zeitpunkt der angestreb-
ten Besetzung festzulegen.  
 
(2) Bestandteil der Berufungspla-
nung ist die Aufgabenbeschrei-
bung der Professur mit Angabe 
eventuell fachbereichsübergreifen-
der oder außeruniversitärer Ko-
operationen. Die Bedeutung der 
Professur für Fachbereichsschwer-
punkte, universitäre Schwerpunk-
te oder Exzellenznetzwerke in der 
Forschung, Studienprogramme, 
Weiterbildung oder die Mitwir-
kung in Graduiertenschulen sowie 
ggf. für die Lehrerbildung ist dar-
zustellen. Sofern der Klinikums-
vorstand im Bereich der klinischen 
Medizin eine Stellungnahme zu 
Maßnahmen der Struktur- und 
Entwicklungsplanung bzw. zur 
Ausschreibung der Professur be-
schlossen hat, ist diese zu berück-
sichtigen.  
 
 
§ 2 
 
Antrag auf Ausschreibung 
 
(1) Spätestens ein Jahr vor dem 
festgelegten Besetzungszeitpunkt 
legt der Fachbereich dem Präsidi-
um unter Hinweis auf die Beru-
fungsplanung des Fachbereichs 
den Antrag auf Ausschreibung vor. 
Dem Antrag wird im Regelfall der 
Vorschlag zur Besetzung der Beru-
fungskommission beigelegt. Der 
Antrag ist in elektronischer  

 
 
Form dem zuständigen Referat in  
der Präsidialabteilung zuzuleiten1.  
 
(2) Dem Antrag der FB 1-15 ist ein 
Strukturdatenblatt (Ausstattungs-
bogen) beizufügen, das detaillierte 
Angaben über zugeordnete Stellen 
(wissenschaftliche und administra-
tiv-technische Mitarbeiter/innen), 
Zugriff auf Werkstätten, PC-Clus-
ter u.ä., Räume, Inventar von Ge-
räten, PC, etc. enthält. Die ge-
wünschte Neuausstattung oder 
Ergänzungsausstattung ist zu kon-
kretisieren.  
 
(3) Dem Antrag ist ferner in deut-
scher und im Regelfall auch in 
englischer Sprache der Entwurf 
eines Ausschreibungstextes beizu-
fügen, der folgende Angaben ent-
hält: 
 
-  die Angabe, ob die Ausschrei-

bung entsprechend W1, W2 
oder W3 erfolgen soll;  

-  präzise Angabe formaler Vor-
aussetzungen (akademische Be-
zeichnungen und/oder Äquiva-
lenzen,  Promotion und zusätz-
liche wissenschaftliche Leistun-
gen nach § 71 Abs. 2 HHG); 

- ein mit dem Zentrum für Leh-
rerbildung, Schul- und Unter-
richtsforschung (ZLF) abge-
stimmter Zusatz bei Stellen, die 
in erheblichem Maße an der 
Lehrerbildung beteiligt sind; 

- gegebenenfalls den Hinweis auf 
die Notwendigkeit von Anga-
ben schulpraktischer Erfahrun-
gen, die in der Regel durch 
schulische Lehrtätigkeit belegt 
werden, aber auch durch empi-
rische Schul- und Unterrichts-
forschungen nachgewiesen 
werden können;  

_____________________________ 
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- bei der Ausschreibung einer 
zunächst befristeten Stelle ge-
gebenenfalls den Hinweis auf 
die Umwandlungs- oder Ent-
fristungsmöglichkeit (§ 70 Abs. 
5 HHG) bzw. tenure track. 

  
(4) Parallel zum Ausschreibungs-
antrag erörtert das jeweilige Deka-
nat der Fachbereiche 1 -15 mit 
dem Präsidium, welches Budget 
für die Neubesetzung der Stelle 
insgesamt unter Einschluss der 
voraussichtlichen Bezüge des/der 
zu Berufenden zur Verfügung 
steht. Hierbei muss der Fachbe-
reich darstellen, wie er die voraus-
sichtlichen Kosten der Berufung 
unter Einbeziehung der Beru-
fungspauschale der Hochschullei-
tung aufbringen wird. 
 
(5) Die Fachbereiche leiten den 
Antrag an die Frauenbeauftragte 
der Universität weiter. Diese 
nimmt innerhalb einer Frist von 
10 Arbeitstagen schriftlich zum 
Antrag Stellung; nach Ablauf der 
Frist gilt die Zustimmung auch 
ohne Stellungnahme als erteilt.  
 
(6) Die Fachbereiche 03-10, 12, 
13, 15, der Fachbereich 11 im 
Bereich Geographie und der Fach-
bereich 14 im Bereich Chemie 
leiten den Antrag außerdem an 
das Zentrum für Lehrerbildung 
und Schul- und Unterrichtsfor-
schung (ZLF) weiter. Das ZLF 
nimmt innerhalb einer Frist von 
10 Arbeitstagen schriftlich zum 
Antrag Stellung; nach Ablauf der 
Frist gilt die Zustimmung auch 
ohne Stellungnahme als erteilt. 
Details zur Abstimmung mit dem 
ZLF sind den Verfahrenshinweisen 
für die Mitwirkung des ZLF an 
Berufungsverfahren der Fachbe-
reiche 03-15 zu entnehmen. 
 
 
§ 3 
 
Berufungskommission 
 
(1) Zur Vorbereitung eines Beru-
fungsvorschlags setzt das Dekanat 
im Einvernehmen mit der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten eine 
Berufungskommission ein, der 
entsprechend der Aufgabenstel-
lung der zu besetzenden Professur 
auch Mitglieder aus anderen Fach-
bereichen und auswärtige Mitglie-
der angehören; das Dekanat ent-
scheidet im Einvernehmen mit der 
Präsidentin oder dem Präsidenten, 
ob sie mit Stimmrecht oder be-

ratend mitwirken, und bestimmt 
den Vorsitz aus der Gruppe der 
Professor/innen.  
 
(2) Die Berufungskommission setzt 
sich aus mindestens 5 Professor/in-
nen, 2 wissenschaftlichen Mitar-
beiter/innen und 2 Studierenden 
zusammen. Bei der Besetzung kli-
nischer Professuren im FB 16 
wirkt der Klinikumsvorstand bera-
tend mit. Auf Antrag des Dekanats 
kann der Senat die Kommission 
anders zusammensetzen. 
 
(3) Der Kommission gehören 
Männer und Frauen mit Stimm-
recht in angemessener Relation 
an; dabei sollen mindestens zwei 
Wissenschaftlerinnen vertreten 
sein, von denen möglichst eine 
Professorin ist.  
 
(4) Die Frauenbeauftragte des 
Fachbereichs oder ein Mitglied der 
Frauenvertretung ist beratendes 
Mitglied der Berufungskommissi-
on. Sie hat Akteneinsicht und 
erhält die Sitzungsunterlagen. 
 
(5) Derzeitige oder ehemalige Stel-
leninhaber/innen dürfen ebenso 
wenig wie emeritierte oder pensi-
onierte Professorinnen oder Pro-
fessoren Mitglieder der Berufungs-
kommission sein. Professorinnen 
oder Professoren sollen in der Re-
gel nicht während der voraussicht-
lich letzten zwei Jahre ihrer 
Dienstzeit zum Mitglied einer Be-
rufungskommission berufen wer-
den.   
 
(6) Beim ZLF ist die Zustimmung 
zu einem Vorschlag für ein Mit-
glied einzuholen, sofern die zu 
besetzende Professur in erhebli-
chem Maße an der Lehrerbildung 
beteiligt ist. Der/Die Vorgeschlage-
ne kann auch ein auswärtiges 
Mitglied sein. 
 
(7) Das Dekanat stellt rechtzeitig, 
d.h. vor der Benennung der Kom-
missionsmitglieder, das Einver-
nehmen mit dem Präsidium her. 
Anschließend ist der Senat zu un-
terrichten.  
 
(8) Befangene Mitglieder sind von 
der Mitwirkung in der Berufungs-
kommission ausgeschlossen. 
Nach Eingang der Bewerbungen 
ist von der Berufungskommission 
zu prüfen, ob eines ihrer Mitglie-
der befangen sein könnte. Be-
fangenheit liegt jedenfalls dann 
vor, wenn ein/e Bewerber/in in 

die engere Auswahl kommt, 
der/die  
 
a) zu einem Mitglied der Beru-
fungskommission in verwandt-
schaftlichem oder vergleichbaren 
persönlich nahen Verhältnis steht, 
 
b) mit einem Mitglied der Beru-
fungskommission in einem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis steht bzw. 
in den letzten fünf Jahren stand 
oder  
 
c) durch ein Mitglied der Beru-
fungskommission bei der Promoti-
on bzw. Habilitation betreut wur-
de. 
 
In Fällen, in denen eine Befangen-
heit des Mitglieds einer Berufungs-
kommission vorliegen könnte, ist 
die Kommission durch das Mit-
glied zu unterrichten. Diese holt 
im Falle möglicher Befangenheit 
die Entscheidung des Dekanats 
ein, das gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit der Präsidentin/dem 
Präsidenten die Kommission er-
gänzt. Der Senat ist über Befan-
genheitsdiskussionen mit der Vor-
lage des Berufungsvorganges zu 
unterrichten (Beschluss des Senats 
vom 27.11.2002). 
 
 
§ 4 
 
Mitwirkung des Senats 
 
(1) Der Senat nimmt zur Zusam-
mensetzung der Berufungskom-
mission Stellung; bei einem nega-
tiven Votum muss über die Zu-
sammensetzung neu entschieden 
werden. 
 
(2) Gleichzeitig bestellt der Senat 
eine/n Berichterstatter/in, die/der 
aus einem anderen Fachcluster 
stammen soll. Der/Die Berichter-
statter/in unterrichtet sich über 
den Fortgang des Berufungsver-
fahrens; er/sie ist zu allen Sitzun-
gen der Kommission einzuladen 
und erhält Einblick in alle Unterla-
gen der Kommission. 
 
 
§ 5 
 
Einladung von qualifizierten 
Bewerber/innen und weiteren 
Persönlichkeiten 
 
(1) Geeignete Bewerber/innen 



sollen zu Gesprächen eingeladen 
werden.  
 
(2) In Fachbereichen, in denen der 
Professorinnen-Anteil unter den 
Zielvorgaben des jeweils geltenden 
Frauenförderplans liegt, sollen alle 
Bewerberinnen, soweit sie die ge-
setzlichen und die durch die Aus-
schreibung definierten formalen, 
inhaltlichen und qualitativen Vor-
aussetzungen für die Besetzung 
der Professur erfüllen, zum Ge-
spräch eingeladen werden. Aus-
nahmen sind nur mit Zustimmung 
der Frauenbeauftragten möglich  
(§ 5 Abs. 4 HHG). 
 
(3) Im Falle von Bewerbungen 
schwerbehinderter Personen sind 
die Schwerbehindertenvertretung 
und der Personalrat unverzüglich 
zu unterrichten. Die Schwerbe-
hindertenvertretung ist am Beru-
fungsverfahren zu beteiligen, so-
fern der/die Betroffene nicht 
schriftlich erklärt hat, dies abzu-
lehnen. Sofern nicht offenkundig 
ist, dass ein/e schwerbehinderte/r 
Bewerber/in gesetzliche oder in 
der Ausschreibung formulierte 
Berufungsvoraussetzungen nicht 
erfüllt, hat die Berufungskommis-
sion im Rahmen der vorläufigen 
Eignungsprüfung nach Abs. 1 zu 
prüfen, ob die betreffende Person 
zu dem Gespräch nach Abs. 1 ein-
geladen werden soll. Wenn diese 
Prüfung nicht positiv ist, lädt der 
oder die Vorsitzende der Beru-
fungskommission die/den Betrof-
fene/n dennoch zu einem Vorstel-
lungsgespräch ein. Auf Wunsch 
des Kandidaten/der Kandidatin ist 
die Schwerbehindertenvertretung 
an dem Gespräch zu beteiligen. 
Über das Ergebnis des Vorstel-
lungsgesprächs wird die Beru-
fungskommission unterrichtet und 
trifft ihre endgültige Entscheidung 
über die Einladung nach Abs. 1. 
Hierüber und über die Gründe 
dafür sind die/der  Betroffene, die 
Schwerbehindertenvertretung und 
der Personalrat unverzüglich zu 
unterrichten. Widerspricht die 
Schwerbehindertenvertretung 
oder der Personalrat, ist die Frage 
mit diesen zu erörtern. Hierfür ist 
der oder die Betroffene anzuhö-
ren. Sätze 7 und 8 gelten nicht, 
solange die Universität ihre Be-
schäftigungspflicht nach § 71 SGB 
IX erfüllt. 
 
(4) Die Berufungskommission 
kann zu den Gesprächen auch 
weitere hervorragend qualifizierte 

Persönlichkeiten einladen, die für 
die Berufung auf die zu besetzende 
Professur in Betracht kommen.  
 
(5) In den nicht öffentlichen Ge-
sprächen besteht Gelegenheit zum 
Austausch von Informationen 
über die mit der Stelle verbunde-
nen Anforderungen, deren Aus-
stattung sowie die Perspektiven 
und Erwartungen des/der zu Be-
rufenden. Das Gespräch soll mit 
einem öffentlichen Probevortrag 
verbunden werden, durch den die 
wissenschaftliche und didaktische 
Eignung nachgewiesen werden 
soll. Die Berufungskommission 
kann mit 2/3 Mehrheit auf den 
Probevortrag verzichten, wenn 
der/die Betreffende innerhalb des 
letzten Jahres bereits einen öffent-
lichen Vortrag in der Goethe-Uni-
versität gehalten hat. 
 
 
§ 6 
 
Auswärtige Gutachten 
 
(1) Dem Berufungsvorschlag sind 
vergleichende Gutachten externer 
Fachleute beizufügen. Mitglieder 
der Berufungskommission dürfen 
nicht als Gutachter/innen bestellt 
werden. 
 
(2) Die auswärtigen Gutachter/in-
nen werden auf Vorschlag des/der 
Vorsitzenden der Berufungskom-
mission im Einvernehmen mit 
dieser und dem Präsidenten vom 
Dekan/von der Dekanin bestellt.  
 
(3) Die externen Gutachter/innen 
müssen in ihrem Forschungsgebiet 
allgemein anerkannt und beson-
ders ausgewiesen sein und dürfen 
keine persönliche aktuelle oder 
vergangene Bindung an die Kan-
didat/innen der engeren Auswahl 
haben (Promotions-, Habilitations-
verfahren, Dienstverhältnis o.ä.). 
 
(4) Den Gutachter/innen soll der 
Ausschreibungstext und die Auf-
gabenbeschreibung (2.1), gegebe-
nenfalls auch ein Auszug aus der 
Berufungsplanung übermittelt 
werden. Auf Einengungen der gut-
achterlichen Aufgaben durch wei-
tere Vorinformationen an die Gut-
achter/innen ist zu verzichten.  
 
(5) Die zur Aufstellung der Liste 
herangezogenen Gutachten sollen 
alle Personen der engeren Wahl 
vergleichend bewerten. Es sollen 
möglichst mindestens drei Bewer-

bungen vergleichend begutachtet 
werden.  
 
(6) Der Bitte um ein Gutachten ist 
die Liste aller Bewerber/innen bei-
zufügen. 
 
(7) Der Präsident/Die Präsidentin 
kann im Einvernehmen mit der/ 
dem Vorsitzenden der Berufungs-
kommission und dem/der Senats-
berichterstatter/in in Ausnahme-
fällen auf die Einholung externer 
Gutachten verzichten, wenn min-
destens zwei auswärtige Professor/ 
innen der Berufungskommission 
mit Stimmrecht angehört und der 
Liste zugestimmt haben. 
 
 
§ 7 
 
Berufungsvorschlag 
 
(1) Der Berufungsvorschlag, der 
dem Präsidenten/der Präsidentin 
vorgelegt wird, soll drei Namen 
enthalten. Eine Zweierliste kann 
vorgelegt werden, wenn der Fach-
bereich begründet, warum er den 
dritten Platz nicht mit einer geeig-
neten Persönlichkeit besetzen 
kann. 
 
(2) Wenn eine zweite Ausschrei-
bung stattgefunden hat und es 
dem Fachbereichsrat auch nicht 
möglich ist, Persönlichkeiten, die 
sich nicht beworben haben, vorzu-
schlagen, kann eine Einer-Liste 
vorgelegt werden; die Gründe da-
für sind darzulegen. 
 
(3) In Ausnahmefällen, in denen 
der/die auf der Einer-Liste vorge-
schlagene Wissenschaftler/in für 
die Stelle hervorragend geeignet ist 
und eine zweite Ausschreibung 
kein besseres Ergebnis erwarten 
lässt, kann mit Zustimmung des 
Präsidiums auf die erneute Aus-
schreibung verzichtet werden. 
 
(4) Bei gemeinsamen Berufungs-
verfahren mit außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen und der 
Berufung von Juniorprofessor/in-
nen ohne Entfristungsmöglichkei-
ten können Einer-Listen beschlos-
sen werden.  
 
(5) Kann kein/e Bewerber/in die 
für die ausgeschriebene Wertigkeit 
erforderliche Qualifikation nach-
weisen, lässt eine zweite Aus-
schreibung kein besseres Ergebnis 
erwarten und kann keine weitere 
qualifizierte Persönlichkeit ge-



wonnen werden, so ist auf die 
Aufstellung einer Berufungsliste 
zu verzichten.  
 
(6) Mitglieder der Goethe-Univer-
sität können nur in begründeten 
Ausnahmefällen berufen werden. 
Ausnahmen sind möglich, wenn 
das Mitglied der Goethe-Univer-
sität besser geeignet ist als die 
nachrangig Vorgeschlagenen und  
 
a) die Professur mindestens zwei-
mal ausgeschrieben worden war 
oder 
 
b) das Mitglied bereits eine gleich-
wertige Berufung an eine andere 
Universität abgelehnt oder auf ei-
nem auswärtigen Berufungsvor-
schlag gleicher Art an vorderer 
Stelle gestanden hat. 
 
(7) Wer nicht Mitglied der Goethe-
Universität ist, jedoch die nach § 
70 Abs.1, § 71 Abs.1 und 2 (HHG) 
für die Berufung als Professor/in 
erforderliche Befähigung zu wis-
senschaftlicher oder künstlerischer 
Arbeit und die dafür erforderliche 
pädagogische Eignung ausschließ-
lich oder ganz an der Goethe-Uni-
versität nachgewiesen hat und den 
Anforderungen der Ausschreibung 
uneingeschränkt entspricht, kann 
in dem Berufungsverfahren be-
rücksichtigt werden, wenn er oder 
sie besser geeignet ist als die auf 
der Berufungsliste nachrangig vor-
geschlagenen oder nicht berück-
sichtigten, an einer auswärtigen 
Hochschule qualifizierten Bewer-
ber/innen.1 Dies ist besonders zu 
begründen. 
Das Berufungshindernis entfällt, 
wenn der Bewerber/die Bewerbe-
rin von einer vergleichbaren Pro-
fessur an einer anderen Universität 
oder außeruniversitären For-
schungseinrichtung oder von einer 
vergleichbaren Position in einer 
anderen externen Einrichtung be-
rufen werden soll. 
 
(8a)  Abs. 6 und 7 gelten nicht für 
die Berufung von Juniorprofesso-
rinnen und Juniorprofessoren. 
 
(8b) Abweichend von Abs. 6 kön-
nen Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren der Goethe-
Universität bei der Berufung auf 
W2- oder W3-Professuren nur 

                                                 
1 Als Indiz hierfür kann das Vorliegen 
der Voraussetzung nach Ziff. 6 Satz 2 
Buchst. b) herangezogen werden. 
 

dann berücksichtigt werden, wenn 
sie nach ihrer Promotion die 
Hochschule gewechselt haben oder 
mindestens drei Jahre außerhalb 
der berufenden Hochschule wis-
senschaftlich tätig gewesen sind.  
 
(9) Die Mitglieder des Fachbe-
reichsrats (§ 50 Abs. 2 HHG) sowie 
die Professor/innen des Fachbe-
reichs, die dem/der Dekan/in ihre 
Mitwirkung nach § 6 Abs. 2 
Grundordnung angezeigt haben, 
treffen die Entscheidung über den 
Berufungsvorschlag der Beru-
fungskommission unter Berück-
sichtigung der schriftlichen Stel-
lungnahme der Frauenbeauftrag-
ten; die administrativ-technischen 
Mitglieder wirken beratend mit  
(§ 10 Abs. 2, Satz 2 HHG).  
 
 
§ 8 
 
Abfassung des Berufungsbe-
richtes 
 
Erforderlich sind: 
 
(1) eine ausführliche Würdigung 
der Auswahlentscheidung im Hin-
blick auf die Aufgabenbeschrei-
bung, die Anforderungen der Pro-
fessur und der Berufbarkeit; hier 
kann eine Gewichtung der Aus-
wahlkriterien hilfreich sein; 
 
(2) eine Laudatio für jede(n) auf 
der Liste Vorgeschlagene(n); 
 
(3) die Angabe der Abstimmungs-
resultate der stimmberechtigten 
Mitglieder in der Berufungskom-
mission und im Fachbereichsrat; 
ggf. Verweis auf Sondervoten; 
 
(4) ausführliche Auseinanderset-
zung mit abweichenden bzw. wi-
dersprüchlichen Gutachten; 
 
(5) Darlegung und Beurteilung der 
wissenschaftlichen Leistungen der 
Listenkandidat/innen gem. § 71 
(HHG); 
 
(6) leistungsbezogene Argumenta-
tion bei der Nichtberücksichtigung 
von Bewerber/innen, vor allen bei 
denen, die älter als 50 Jahre sind 
(Alter ist kein zureichender Ableh-
nungsgrund); 
 
(7) ausführliche Darstellung der 
Lehrerfahrung der ausgewählten 
Kandidaten und Kandidatinnen 
(wenn möglich auch durch Lehr-

evaluation belegt) auch im Lichte 
der Probevorträge; 
 
(8) Behandlung der besonderen 
Befähigung für die Lehrerbildung;  
 
(9) besondere Begründung bei 
Nichtberücksichtigung von 
schwerbehinderten Bewerber/in-
nen, Stellungnahme der Schwer-
behindertenvertretung; 
 
(10) Vollständigkeit der Unterla-
gen (3-fach, einseitig kopiert, un-
geheftet): Berufungsbericht, Liste 
aller Bewerbungen, Liste aller 
nicht berücksichtigten Bewerbun-
gen mit Begründung ad personam, 
Ausschreibungstext, Gutachten, 
Stellungnahmen der Frauenbeauf-
tragten und ggf. des Zentrums für 
Lehrerbildung, Schul- und Unter-
richtsforschung, bzw. des Klini-
kumsvorstandes (FB 16) aktuelle 
Publikationslisten sowie Zeugnisse 
und Urkunden der extern begut-
achteten Bewerber/innen (Bewer-
bungsunterlagen in Kopie!), tabel-
larische Übersicht über die Qualifi-
kationen der Listenkandidat/innen 
(Formblatt per E-Mail vorlegen). 
 
(11) Der Berufungsbericht ist nach 
der Befassung durch den Senat mit 
dessen Stellungnahme und der 
Stellungnahme des Senatsbericht-
erstatters/der Senatsberichterstat-
terin der Präsidentin/dem Präsi-
denten vorzulegen Der/Die Präsi-
dent/in entscheidet über die Ru-
ferteilung. Grundsätzlich lädt er/ 
sie vor der Ruferteilung, die Teil 
der Berufungsvereinbarung ist, zu 
Berufungsverhandlungen ein. Er/ 
Sie ist bei der Ruferteilung nicht 
an die in der Berufungsliste ange-
gebene Reihenfolge gebunden; be-
absichtigt er/sie, von der Reihen-
folge abzuweichen, gibt er/sie dem 
Fachbereich Gelegenheit zur Stel-
lungnahme und unterrichtet den 
Senat.  
 
(12) Nach der Ruferteilung durch 
den Präsidenten/die Präsidentin 
unterrichtet der Fachbereich die-
jenigen Bewerber/innen, die nicht 
auf der Liste berücksichtigt wur-
den. Dabei werden die Bewer-
bungsunterlagen zurückgereicht. 
Absagen an schwerbehinderte Be-
werber/innen sind besonders zu 
begründen, die Stellungnahme der 
Schwerbehindertenvertretung ist 
beizufügen.  
 
 
 



§ 9 

Besondere Berufungsverfahren 

 
(1) Übertragung eines höheren 
Amtes  
 
(1a) Erhält eine Professorin/ein 
Professor der Besoldungsgruppe  
C3/W2 einen Ruf auf ein höher 
besoldetes Amt an einer anderen 
Hochschule, so kann ihr/ihm die 
Präsidentin/der Präsident auf Vor-
schlag der Dekanin/des Dekans ein 
Amt der Besoldungsgruppe W3 
ohne die Durchführung eines Be-
rufungsverfahrens übertragen. 
Voraussetzung hierfür ist die Ent-
scheidung des Fachbereichsrats 
(entsprechend § 7 Abs. 9 ) und die 
Stellungnahme des Senats. Auf 
Vorschlag des Dekans/der Dekanin 
kann der Präsident/ die Präsiden-
tin auf die Einholung externer 
Gutachten verzichten.  
 
Entsprechendes gilt für die Über-
tragung eines höheren Amtes für 
Professor/innen mit tenure track 
zum Zeitpunkt der Verdauerung. 
Hier ist die Einholung externer 
Gutachten unabdingbar. 
 
(1b) Ein Juniorprofessor oder eine 
Juniorprofessorin kann nach Ab-
lauf der befristeten Juniorprofessur 
als Professor oder Professorin an 
die Universität berufen werden. 
Dabei kann auf die Ausschreibung 
verzichtet werden. Voraussetzung 
hierfür ist eine positive Evaluation, 
die Entscheidung des Fachbe-
reichsrats (entsprechend § 7 Abs. 
9) und die Stellungnahme des 
Senats. Entsprechendes gilt für die 
Übertragung eines höheren Amtes 
für Juniorprofessor/innen mit 
tenure track zum Zeitpunkt des 
Ablaufs der Befristung. § 7 Abs. 8b 
bleibt unberührt. 
 
(2) Gemeinsames Berufungsver-
fahren 
 
Soll eine Professorin/ein Professor 
gleichzeitig an die Goethe-Uni-
versität und an eine andere Hoch-
schule oder ein außeruniversitäres 
Forschungsinstitut berufen wer-
den, so kann ein gemeinsames 
Berufungsverfahren durchgeführt 
werden. Über die Ausgestaltung 
des Verfahrens entscheidet das 
Präsidium auf Antrag des Fachbe-
reichs nach Stellungnahme des 
Senats. Es ist seitens des Präsidi-
ums und des Fachbereichs darauf 

zu dringen, dass die jeweilige ko-
operierende Institution ein trans-
parentes Verfahren durchführt 
und einen ausführlichen Bericht 
vorlegt. 
 
Unabdingbar sind eine Berufungs-
kommission unter Beteiligung des 
Fachbereichs, die Mitwirkung ex-
terner Fachleute, der Beschluss des 
Fachbereichsrats (§ 6 Abs. 8) über 
die Berufungsliste und die Stel-
lungnahme des Senats zu dem Be-
rufungsvorschlag. 
Entsprechendes gilt für die Beru-
fung von Professorinnen und Pro-
fessoren in Kooperation mit einer 
Forschungsförderinstitution. 
  
(3) Kooptation 
 
Soll ein/e Wissenschaftler/in in 
leitender Position an einer ande-
ren Hochschule, einer außeruni-
versitären Forschungseinrichtung 
oder einer vergleichbaren Institu-
tion auf eine Professur an der Goe-
the-Universität berufen werden, so 
kann auf die Durchführung eines 
förmlichen Berufungsverfahrens 
verzichtet werden. Über die Aus-
gestaltung des Verfahrens ent-
scheidet das Präsidium auf Antrag 
des Fachbereichs nach Stellung-
nahme des Senats. 
  
Unabdingbar ist die Einholung ex-
terner Gutachten, der Beschluss 
des Fachbereichsrats (§ 7 Abs.9) 
über den Berufungsvorschlag und 
die Stellungnahme des Senats zu 
dem Berufungsvorschlag. Dabei 
können externe Gutachten ver-
wandt werden, welche in einem 
zeitnahen Berufungsverfahren der 
anderen Institution eingeholt 
wurden. 
 
(4) Außerordentliches Berufungs-
verfahren 
 
Darüber hinaus kann das Präsidi-
um in außergewöhnlichen Fällen, 
in denen es um die Gewinnung 
herausragender Professor/innen, 
insbesondere an Zentren, Exzel-
lenzclustern oder selbständigen 
Forschungsinstitutionen der  
Goethe-Universität geht, nach 
Stellungnahme des Senats mit Zu-
stimmung des Hochschulrats ein 
außerordentliches Berufungsver-
fahren durchführen. 
Hierbei ist regelmäßig vorzusehen, 
dass das Präsidium nach Stellung-
nahme des Senats eine Findungs-
kommission einsetzt, die dem Prä-
sidenten einen Berufungsvorschlag 

unterbreitet, zu dem der Senat 
Stellung nimmt. § 6 ist anzuwen-
den. Soweit erforderlich ist bei der 
Zusammensetzung der Findungs-
kommission das Benehmen mit 
dem betroffenen Zentrum bzw. 
den beteiligten Fachbereichen 
herzustellen. 
Die Mitgliedschaft in einem oder 
mehreren Fachbereichen erwirbt 
die/der Berufene durch eine Ent-
scheidung des Fachbereichsrats 
nach § 7 Abs. 9. 
 
(5) Berufung von Juniorprofesso-
ren/Juniorprofessorinnen 
 
Falls die Einhaltung des Regelver-
fahrens die Gewinnung hervorra-
gender Juniorprofessor/innen 
erschwert, kann das Präsidium auf 
Antrag des Fachbereichs nach 
Stellungsnahme des Senats Abwei-
chungen vom Verfahren generell 
oder im Einzelfall zulassen. 
  
Unabdingbar ist die Einholung ex-
terner Gutachten, der Beschluss 
des Fachbereichsrats (§ 7 Abs.9) 
über den Berufungsvorschlag und 
die Stellungnahme des Senats zu 
dem Berufungsvorschlag. 
 
(6) Die Mitwirkung der Frauenbe-
auftragten ist in den universitären 
Verfahren in Abs. 2 bis 5 sicherzu-
stellen. 
 
 
§ 10 
 
Grundsatz des zügigen Verfah-
rens 
 
(1) Das Berufungsverfahren ist 
zweckmäßig und zügig durchzu-
führen. Das Dekanat legt mit dem 
Ausschreibungsantrag einen Ter-
minplan über den Ablauf des Ver-
fahrens vor; über erhebliche Ab-
weichungen im Verlauf ist das Prä-
sidium zu unterrichten. 
 
(2) Das Präsidium kann nach An-
hörung des Fachbereichs ein Ver-
fahren, dessen Durchführung er-
heblich vom Terminplan abweicht, 
aufheben. 
 
 
§ 11 
 
In-Kraft-Treten  
 
Die Satzung tritt nach Beschluss 
des Präsidiums und Zustimmung 
durch den Senat und den Hoch-



schulrat am Tag nach der Veröf-
fentlichung im UniReport in Kraft. 
Die Satzung gilt für Berufungsver-
fahren, deren Ausschreibung nach 
In-Kraft-Treten erfolgt. 
 
 
Frankfurt am Main,  
den 15. März 2008 
 
Johann Wolfgang Goethe-
Universität 
 
 

 
Der Präsident 
Professor Dr. Rudolf Steinberg 
 
______________________________ 
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